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j DE Wir machen unfere Leſer darauf aufmerkſam, daß die Erneuerung des Abonnements 
bei den Poſtanſtalten womöglich bis zum 21. d. Mts. geſchehen muß, wenn fie der regelmäßigen 
Lieferung der einzelnen Nummern verſichert ſein wollen. 


Wo liegt der eigentliche Grund zu der En zu 1 0 een ai a mu feſt⸗ 
8 Pig: : ? alten an dem alten deutſchen Grundſatze: o wir 
jetzigen kriegeriſchen Verwickelung nicht mitrathen, da wir nicht mitthaten. Darum 
Wenn zwei Regierungen mit einander Krieg führen mögen die Regierungen um ſolche Abmachungen ſtreiten, 
wollen, fo ſchiebt natürlich jede von beiden die Schuld | fo viel fie Luft haben, aber fie mögen deshalb nicht 
auf die andere. Es iſt daher kein Wunder, daß die Krieg führen mit dem Gelde und dem Blute des 
öfterreichtichen Miniſter aller Welt beweiſen wollen, daß Volkes. Sie könnten dieſes Recht nur dann bekommen, 
ſie nur durch die Feindſeligkeiten der preußiſchen Regie⸗ wenn die Volksvertretung nach gründlicher und gewiſſen⸗ 
rung gezwungen worden ſind, ihre Armeen an der preu⸗ hafter Erwägung ſolche Abmachungen noch nachträglich 
ßiſchen Grenze aufmarſchiren zu laſſen. Auf der ande⸗ billigte und ihnen dann die nöthigen Mittel zum Kriege 
ren Seite wird man preußiſcherſeits nicht müde, uns Tag bewilligte. Was die öſterreichiſche Regierung thut, geht 
für Tag zu erzählen, daß Oeſterreich den Krieg geradezu uns freilich nichts an, aber die preußiſche Regierung hat 
an den Haaren herbeizieht. Beide Regierungen liegen unſere Abgeordneten nicht befragt, als fie jene Verträge 
eben im Prozeß mit einander, und jede von beiden will ſchloß, und fie hat fie wieder nicht befragt, als fie auf unſere 
natürlich Recht haben. Wir dagegen, die wir den Krieg Koſten ganz ungeheuere Mittel zu den Kriegsrüſtungen 
am liebſten gar nicht, und gewiß nicht unter der Füh⸗ verwandte. Und doch iſt fie nach unſerer Verfaſſung, 
rung der jetzigen Miniſter haben wollen, wir müſſen nach wie Jedermann weiß, nicht zu Ausgaben berechtigt, die 
ruhiger Ueberlegung ſagen, daß, wie die Dinge jetzt ihr vom Abgeordnetenhauſe nicht bewilligt ſind. 
liegen, keine von beiden Regierungen im Rechte, ſondern Nun giebt es wohl etliche Leute, die da ungefähr fo 
alle beide im Unrechte find. 6 ſprechen: „Freilich hat die preußiſche Regierung vielerlei 
Doch iſt es für einen unparteiiſchen Richter nicht fo gethan, was fie nach der Verfaſſung und nach dem un⸗ 
leicht, in dieſem ſchweren und verwickelten Prozeſſe in geſchriebenen und unverjährbaren Rechte des Volkes nicht 
allen Stücken ein gerechtes Urtheil zu fällen. Es ſind hätte thun dürfen ohne Zuſtimmung der Volksvertreter; 
von dem Urtheilsſpruche gar viele und wichtige Dinge aber ſie iſt doch in vollem Rechte, wenn ſie Preußen 
auf das Allerernſtlichſte in Betracht zu ziehen. und damit ganz Deutſchland nicht unter die Bootsmäßig⸗ 
Das allerdings wird ein unparteiiſcher Mann leicht keit von Oeſterreich will kommen laſſen. Dazu weiß 
herausfinden, daß die Beſchwerden, welche die beiden | man ja recht gut, daß Oeſterreich die jetzige Gelegenheit 
Regierungen ſeit Monaten und noch im letzten Augen⸗ nur ergreifen will, um Preußen zu ſchwächen und Deutſch⸗ 
blicke gegeneinander erheben, durchaus nicht von der Art land in der traurigſten Uneinigkeit zu erhalten.“ 
ſind, daß ſie überhaupt einen Krieg rechtfertigen könnten. | Wer fo ſpräche, würde gar nicht Unrecht haben. Aber 
Denn der Wiener Friede vom 30. October 1864, der doch liegt darin noch lange keine Rechtfertigung für 
Gaſteiner Vertrag vom 14. Auguſt 1865 und der zu⸗ | das Verhalten der gegenwärtigen Regierung; und eine 


letzt auch noch bekannt gemachte geheime Vertrag vom Entſchuldigung würde nur dann darin liegen, wenn 
16. Januar 1864 find nur Abmachungen zwiſchen zwei ein Krieg, wie er eben jetzt im Werke iſt, unter kein en 
Regierungen, um die die Völker niemals befragt | Umſtänden zu vermeiden geweſen wäre, und wenn ferner 
worden ſind; die Volksvertretungen haben niemals ihre! ein ſolcher Krieg von den jetzigen Miniſtern und nach 


den jetzigen Regierungsgrundſätzen überhaupt ſo ges 
führt werden könnte, daß Preußen durch ihn wirklich 
ſtärker, Deutſchland wirklich einig gemacht werden 
müßte. Das iſt aber leider nicht der Fall. 

Denn erſtens iſt es rein unmöglich, daß wir einer 
Regierung vertrauen können, welche von Recht und Frei⸗ 
heit, von Verfaſſung und Geſetz, und von Allem, was 
zur Wohlfahrt und zum Glücke des Landes gereicht, ganz 
andere Vorſtellungen hat, als das Volk felbft. Und 
ein Krieg, der, wie der jetzige, alle Kräfte des Landes in 
Anſpruch nimmt und die höchſten Opfer von einem Jeden 
fordert, kann und wird niemals einen guten Erfolg 
haben, wenn das Volk nicht volles Vertrauen zu ſeiner 
Regierung hat. Die Regierung ſollte doch wiſfen, daß 
man Vertrauen weder ſich ſelbſt und Andern ein⸗ 
predigen oder gar aufnöthigen kann. Vertrauen 
iſt immer nur eine freiwillige, aus eigener Ueber⸗ 
zeugung dargebotene Gabe. 

Zweitens mag der Krieg mit Oeſterreich unter den 
gegenwärtigen Umſtänden vielleicht unvermeidlich ge⸗ 
worden ſein, aber nur vielleicht. Dagegen iſt es ſo 
gut wie gewiß, daß er vermieden worden wäre, wenn 
wir ſeit vier Jahren eine wirklich volksthümliche 
Regierung gehabt hätten. Wir ſtreiten nicht darüber, ob 
die öſterreichiſche Regierung die genannten Verträge 
wirklich gebrochen hat oder nicht, denn der erſte um 
eigentliche Grund des Krieges liegt nicht darin, daß 
Oeſterreich dieſe Verträge gebrochen, ſondern darin, daß 
unſer jetziges Miniſterium fie geſchloſſen hat. 

Dem Miniſterpräſidenten Grafen Bismarck mußte 
es aus einer mehr als drittehalbhundertjährigen Geſchichte 
und aus eigener perſönlicher Erfahrung ſehr wohl be⸗ 
kannt ſein, daß Oeſterreich der unverbeſſerliche und un⸗ 
verſöhnliche Feind Preußens iſt. Er mußte es ſehr wohl 
wiſſen, daß Oeſterreich Alles thun würde, was in ſeinen 
Kräften ſteht, um Preußen an einer wirklichen Erweiterung 
ſeiner Macht zu verhindern. Er mußte wiſſen, daß Oeſter⸗ 
reich niemals aus freien Stücken es zulaſſen würde, daß 
Preußen in Schleswig⸗Holſtein den erſten Schritt thäte, 
um thatſächlich an die Spitze eines vereinigten und da⸗ 
durch ſtarken Deutſchlands zu treten. Dennoch hat der 
Graf Bismarck die deutſche Aufgabe Preußens nicht 
dadurch zu erfüllen geſucht, daß er in allen Dingen und 
namentlich in der. ſchleswig⸗holſteinſchen Sache, die Zus 
ſtimmung und das frendige Vertrauen des preußiſchen 
und des deutſchen Volkes erwarb. Er hat die deutſche 
Aufgabe Preußens nicht erfüllen wollen in der Bundes⸗ 
genoſſenſchaft derer, die fie wirklich und in vollem 
Ernſte erfüllt wiſſen wollten. Im Gegentheil, er hat 
in dem ganz unerklärlichen Vertrauen zu einer ſchließlich 
noch immer geſcheiterten Kabinetspolitik ſich mit Oeſter⸗ 
reich, dem uralten Feinde Preußens, verbunden, 
um dasjenige zu erreichen, was dieſer Feind uns nie⸗ 
mals erreichen laſſen will. Natürlich hat er dieſe 
Politik für beſonders erfolgreich gehalten. Aber ihre 
nothwendige Folge iſt doch die geweſen, daß er das 
deutſche Volk, dieſen natürlichen Bundesgenoſſen 
Preußens, von uns zurückſtieß, und daß er Oeſterreich, 


dieſem unnatürlichen und falſchen Bundesgenoſſen 
in eben jenen Verträgen die erwünſchte Handhabe dar⸗ 
bot, um uns die allergrößten Hinderniſſe in den Weg 
werfen zu können. Denn die Verträge von 1864 und 
1865 gewährten den Oeſterreichern zwar nicht ein wirk⸗ 
liches Recht gegen den preußiſchen Staat und das 
preußiſche Volk, wohl aber eine Art von Recht gegen 
die jetzige preußiſche Regierung. Bekleidet, wenn auch 
nur mit dem bloßen Scheine des Rechtes und ver⸗ 
trauend auf den tiefen Mißmuth, mit welchem das Volk 
in Preußen und Deutſchland gegen die geſammten Poli⸗ 
tik des Grafen Bismarck erfüllt iſt, hat Oeſterreich es 
endlich gewagt, ſeinen Widerſtand gegen uns ſo weit zu 
treiben, daß der Krieg wirklich unvermeidlich geworden 
iſt, ſo lange das gegenwärtige preußiſche Miniſterium 
am Ruder bleibt. Denn das konnen wir doch nicht an⸗ 
nehmen, daß dieſes Miniſterium nach ſo unſäglichen 
Opfern, die es dem Lande auferlegt hat, noch in der 
legten Stunde den Krieg wohl gar dadurch wird ver⸗ 
meiden wollen, daß es den Forderungen Oeſterreichs ſich 
demüthig unterwirft, wie dies einſt vor ſechszehn Jahren 
in Olmütz geſchehen iſt. 

Wir wiſſen freilich nicht, ob der Krieg auf eine 
ehrenvolle und heilbringende Weiſe ſelbſt dann noch ver⸗ 
mieden werden kann, wenn ein anderes volksthümliches 
Miniſterium an die Stelle des gegenwärtigen treten 
ſollte. Dagegen wiſſen wir mit voller Beſtimmtheit, 
daß einem anderen und volksthümlichen Miniſte⸗ 
rium die Sympathien des ganzen deutſchen Volkes ſich 
zuwenden werden, und daß es alsdann ſicher den Krieg 
auf eine ehrenvolle und heilbringende Weiſe zu Ende zu 
e vermag. 

ir leugnen ſicherlich nicht, daß die letzte Ver⸗ 
anlaſſung zum Kriege durch Oeſterreich herbeigeführt 
worden iſt. Aber den erſten und eigentlichen 
Grund zu der gegenwärtigen kriegeriſchen Ver⸗ 
wickelung müſſen wir in der Politik des Mini⸗ 
ſteriums Bismarck ſuchen. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Wir haben in unſerer letzten Wochenſchau 
geſagt, daß die Ausſichten auf Erhaltung des Friedens ſehr 
gering ſeien; ſeitdem iſt keine friedliche Wendung eingetreten, 
und heute, wo wir dieſe Zeilen ſchreiben, ſoll der Krieg an 
der ester unſeres Vaterlandes ſehr bald eröffnet wer⸗ 
den. Oeſterreich hatte, wie wir bereits gemeldet, die holſteini⸗ 
ſchen Stände einberufen, Preußen betrachtete dieſen Schritt 
als einen Bruch des Gaſteiner Vertrages, ſo wie als eine 
Verletzung des Art. 5 des zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
am 16. Jan. 1864 abgeſchloſſenen Vertrages. Dieſer Artikel 
lautet: „Für den Fall, daß es zu Feindſeligkeiten in Schleswig käme 
und alſo die zwiſchen den deutſchen Mächten und Dänemark be⸗ 
ſtehenden Vertragsverhältniſſe hinfällig würden, behalten die 
Höfe von Preußen und Oeſterreich ſich vor, die künftigen 
Verhältniſſe der Herzogthümer nur im gegenſeitigen 
Einverſtändniſſe feſtzuſtellen. Zur Erzielung dieſes 
Einverſtändniſſes würden ſe eintretenden Falls die ſachgemä⸗ 
ßen weiteren Abreden treffen. Sie werden jedenfalls 
die Frage über die Erbfolge in den Herzogthümern 
nicht anders, als im gemeinſamen Ginverftänd- 


niſſe entſcheiden.“ — Preußen hat die Zurücknahme der 
Einberufung verlangt, und iſt, da dieſe nicht erfolgte, in 
Holſtein eingerückt, hat den Zuſammentritt der Stände ge⸗ 
waltſam verhindert, und der General v. Manteuffel hat, 
nachdem die öſterreichiſchen Truppen Holſtein ohne jeden 
Widerſtand geräumt haben, die Regierung des Landes im 
Namen des Königs von Preußen in die Hand genommen. 
Oeſterreich hat darauf in Frankfurt in einer außerordentlichen 
Bundestagsſitzung die Sache dem Bunde vorgelegt. Es hat 
ausgeführt, daß das Verfahren Preußens ein Bruch des 
Wiener Vertrages und des Gaſteiner Proviſoriums ſei, wel⸗ 
ches Oeſterreich bis zur Entſcheidung des Bundes fortdauern 
zu laſſen bereit geweſen. Der Kaiſer ſei den Bundesgeſetzen 
treu geblieben, welche verbieten, einen Streit zwiſchen Bundes⸗ 
genossen gewaltſam auezutragen, Preußen aber habe einen 
Akt der Selbſthülfe unternommen, welchem mit allen Mitteln 
Einhalt zu thun die Bundesverſammlung nach Art. 19 der 
Wiener Schlußakte berufen und verpflichtet jei. Der Bund 
müſſe fi daher in die Lage ſetzen, für den Bundesfrieden 
und die innere Sicherheit Deutſchlands zu ſorgen. Oeſterreich 
beantragte daher ſchleunige Mobilmachung des gan⸗ 
zen Bundesheeres mit Ausnahme der zur preußi. 
ſchen Armee gehörigen Korps. Die Abſtimmung über 
dieſen Antrag iſt noch nicht erfolgt, und dürfte vielleicht auch 
in der auf den 14. d. M. anberaumten Siß ung bes Bundes⸗ 
tages noch nicht erfolgen, da auf den 16. d. M. eine Konferenz 


der Miniſter der deutſchen Mittelſtaaten ausgeſchrieben iſt, 


auf der ſie ſich vorausſichtlich erſt über ihre Haltung zu die⸗ 
ſem Antrage verſtändigen werden. 

Als ein höchſt bezeichnendes Aktenſtück wollen wir hier auf 
eine Depeſche aufmerkſam machen, welche Graf Bismarck 
am 4. d. M. an die preußiſchen Geſandten im Ausland ge⸗ 
richtet hat. Die Sprache in derſelben iſt eine von dem ge⸗ 


Der Angeklagte ließ ſich auf den materiellen Theil der 


Rede die Kompetenz des Gerichtshofes, gegen ihn einzujchrei- 
ten. Der Gerichtshof ſprach den Angeklagten 
nach längerer Berathung frei. In dem Urtheil wird 
ausgeführt, daß die Gerichte allerdings die Berechtigung 
haben, die Verfaſſungs⸗Urkunde wie jedes andere Geſetz ihrer 
Prüfung zu unterziehen, daß aber dem Art. 84 der 
Verfaſſung, wenn auch ſeine Stellung im Syſte m 
die Strafbarkeit der Abgeordneten nicht aus⸗ 
ſchließen würde, nach den Regeln der gramma⸗ 
tiſchen, hiſtoriſchen und logiſchen Interpretation 
der Sinn beigelegt werden müſſe, daß er die 
Strafloſigkeit aller Aeußerungen eines Abgeord- 
neten in feiner amtlichen Eigenſchaft bezwecke. 

Die Nachrichten in Bezug auf die Wahlen lauten aus 
allen Theilen der Monarchie der liberalen Partei günſtig. 
Nach einer auf Grund des Art. 63 der Verfaſſung erlaſſenen 
Verordnung ſollen die in Schleswig⸗Holſtein und Lauenburg 
ſtehenden Truppen in dem erſten Wahlbezirke des Regierungs⸗ 
bezirkes Potsdam mitwählen. Die Grenzen der Wahlbezirke 
ſind bekanntlich durch ein Geſetz beſtimmt. 

Wie man jagt, ſoll ein Rundſchreiben an die Provinzial- 
Regierungen ergangen ſein in Bezug auf die Beauf- 
ſichtigung der Preſſe und der Vereine nach dem 
Ausbruch eines Krieges. 

Am 11. d. M. find die Darlehnskaſſen eröffnet 
worden. Der Andrang war kein ſehr großer. 


Die deutſche Frage. 

Preußens und Oeſterreichs Heere ſtehen ſich kampfbereit 
einander gegenüber, vielleicht iſt die letzte Sriebenöhoffnung ge- 
ſchwunden, wenn dieſes Blatt in die Hände unſerer Leſer 
kommt. Wer die Laſten und die Opfer eines Krieges kennt, 
der wird mit uns trauern, daß es ſo weit kommen mußte, 
und wenn es auch vielleicht müßig ſcheint, die Frage zu er⸗ 
örtern, welche von den beiden deutſchen Großmächten ange⸗ 
fangen hat, ſo müſſen wir doch fragen, welches der Grund 
des drohenden Krieges iſt, um zu verſuchen, ob man, wenn 
der blutige Kampf jetzt nicht vermieden werden kann, nicht wenig⸗ 
ſtens ſeiner Wiederholung vorbeugen kann. Es iſt der Grund 
in der mangelhaften Verfaſſung des deutſchen 
Bundes zu ſuchen, und es würde ein ähnlicher Krieg durch 
die Zufammenfafjung Deutſchlands zu einer ein⸗ 
heitlichen Macht unter einer durch ein deutſches 
Parlament geſtützten Zentralgewalt ſicher für immer 
vermieden werden. Derſelben Anſicht iſt auch unſer Miniſter⸗ 
präſident, denn er hat noch vor Kurzem erklärt, daß die 
wegen Schleswig ⸗Holſtein drohende Kriegsgefahr durch Ein⸗ 
gehen auf ſeinen Vorſchlag zur Berufung eines deutſchen 
Parlamentes vermieden werden würde. 

Dieſer Antrag Preußens iſt nicht angenommen worden, 
weil die deutſchen Staaten erſt wiſſen wollten, welche Vor⸗ 
ſchläge Preußen für die Reform Deutſchlands machen wollte. 
Preußen hat dieſe Vorſchläge damals nicht mitgetheilt, und 
erſt jetzt, wo für den Augenblick jede Wahrſcheinlichkeit der 
Berufung eines deutſchen Parlamentes ausgeſchloſſen ſcheint, 
theilt er dieſelben mit. Wir laſſen hier nachſtehend das 
Weſentlichſte aus dieſen Grundzügen einer neuen Bun- 
desverfaſſung folgen: 

Art. I. Das Bundesgebiet beſteht aus denjenigen Staa⸗ 
ten, welche bisher dem Bunde angehört haben, mit Ausnahme 
der kaiſerlich öſterreichiſchen und königlich niederländiſchen 
Landestheile. 

Art. II. Die geſetzgebende Gewalt des Bundes wird auf 
denjenigen Gebieten, welche derſelben zugewieſen find, von dem 


Anklage gar nicht ein, ſondern beſtritt nur in ausführlicher Bundestage in Gemeinſchaft mit einer periodiſch zu berufen⸗ 


den Nationalvertretung ausgeübt. Zur Gültigkeit der Be⸗ 
ſchlüſſe iſt die Nebereinſtimmung der Mehrheit des Bundes⸗ 
tages mit der Mehrheit der Volksvertretung erforderlich und 
ausreichend. 

Art. III. Die Umgeſtaltung des Bundestages iſt unter 
den Bundes regierungen und mit dem nach dem preußiſchen 
Antrage vom 9. April zu berufenden Parlamente zu verein⸗ 
baren. So lange, bis dies geſchehen ſein wird, bleibt das 
Stimmenverhältniß, welches für die Mitglieder des Bundes 
auf dem bisherigen Bundestage giltig war, in Kraft. 

Art. 
Wahlen hervor, welche nach den Beſtimmungen des Reichs⸗ 
wahlgeſetzes vom 12. April 1849 vorzunehmen find. 

At. V. Die Bundesſtaaten bilden ein gemeinſames und 
einheitliches Zoll- und Handelsgebiet, in welchem die Errich- 
tung von Freihäfen vorbehalten bleibt. 

Art. VI. Der Geſetzgebung und Oberaufſicht der Bun⸗ 
desgewalt unterliegen die nachſtehenden Angelegenheiten: 1) Die 

0. und Handelsgeſetzgebung. 2) Die Ordnung des Maß⸗, 
Mun, und Gewichts ſyſtems nebſt Feſtſtellung der Grundſätze 
über die Emiſſion von fundirtem und unfundirtem Papier⸗ 
gelde. 3) Die allgemeinen Beſtimmungen über das Bank ⸗ 
weſen. 4) Die en 5) Der Schutz des geiſti⸗ 
gen Eigenthums. 6) Die Bestimmungen über Freizügigkeit, 
Heimaths⸗ und Anſiedelungsverhältniſſe, den Gewerbebetrieb, 
die Coloniſation und Auswanderung nach außerdeutfchen Län⸗ 
dern. 7) Organiſation eines gemeinſamen Schutzes des deut⸗ 
ſchen Handels im Auslande, der deutſchen Schifffahrt und 
ihrer Flaggen zur See und Anordnung gemeinſamer konſu⸗ 
lariſcher Vertretung, welche vom Bunde ausgeſtattet wird. 
8) Das geſammte deutſche Eiſenbahnweſen im Intereſſe der 
Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs. 9) Der 
Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinſamen 
Waſſerſtiaßen, ſowie die Fluß⸗ und ſonſtigen Waſſerzölle. 
10) Das Poſt⸗ und Telegraphenweſen. 11) Die gemeinſame 
Civilprozeß⸗ „Ordnung und das gemeinſame Konkurs⸗Verfahren. 

Art. VII. Die Bundesgewalt bat das Recht, Krieg zu 
erklären und Frieden, ſowie Bündniſſe und Verträge zu ſchlie⸗ 
ßen, in völkerrechtlicher Vertretung des Bundes Geſandte zu 
ernennen und zu empfangen. Die Kriegserklärung hat bei 
feindlicher Invaſion des Bundesgebietes oder bei kriegeriſchem 
Angriff auf deſſen Küſten unter allen Umſtänden zu erfolgen; 
in den übrigen Fällen iſt zur Kriegserklärun die Zuftimmun, 
der Souveräne von mindeſtens zwei Dritttheilen der Bevöl⸗ 
kerung des Bundesgebietes erforderlich. 

Art. VIII. Die Kriegsmarine des Bundes mit den er⸗ 
renden Hafen- und Schifffahrtsanlagen wird nach folgen- 

den Grundſätzen errichtet: Die Kriegsmarine der Nord⸗ und 

Oſtſee iſt eine einheitliche unter Preuß ident Oberbefehl. Bei 
Ernennung der Offiziere und Beamten konkurriren die Küften- 
ſtaaten auf Grund beſonderer Vereinbarungen. Der Kieler 
und der Jahde⸗Hafen werden Bundeskriegehäfen. (Es folgen 
nun nähere Beſtimmungen über die Erhaltung und Rekruti⸗ 
rung der Marine.) 

Art. IX. Die Landmacht des Bundes wird in zwei 
Bundesheere eingetheilt, die Nordarmee und die Südarmee. 
In Krieg und Frieden ift Se. Majeſtät der König von Preu- 
ßen Bundes⸗ Oberfeldherr der Nordarmee, Se. Majeſtät der 
König von Bayern Bundes ⸗Oberfeldherr der Südarmee. (Es 
folgen Beſtimmungen über die getrennte Verwaltung beider 
Armeen, welche auch ein getrenntes Militairbudget beſitzen.) 

Art. X. Die Beziehungen des Bundes zu den deutſchen 
Landesteilen des äflerreichtißen Kalſaſtaates werden nach Lee eee des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates werden nach 


IV. Die Nationalvertretung geht aus direkten 


erfolgter Vereinbarung über dieſelben mit dem zunächſt einzube⸗ 
rufenden Parlamente durch beſondere Verträge geregelt werden. 

Dies die Grundzüge des preußiſchen Entwurfes, über welche 
wir heut nur einige wenige Worte ſagen wollen. 

Wir vermiſſen darin vor Allem die Herſtellung einer 
einheitlichen Zentralgewalt. Ein veränderter Bun⸗ 
destag, mag man ihn zuſammenſetzen wie man will, mag 
man das Stimmverhältniß ordnen wie man will, bleibt ein 
Kollegium, und zwar ein Kollegium von Bevollmächtigten, 
die ihre Inſtruktionen von rivalifirenden Regierungen erhal⸗ 
ten, ſo daß uns dieſe Aenderung nicht von der Miſere 
befreien wird, unter welcher wir jetzt leiden. An der Spitze 
des neu organiſtrten Deutſchlands muß eine einheitliche 
Zentralgewalt ſtehen, welche in ihren Entſchlüſſen nur durch 
das Votum der frei gewählten deutſchen Volksveriretung 
beſchränkt iſt. 

Zu den Befugniſſen, welche wir dieſer Zentralgewalt zu 
übertragen wünſchen, gehört auch die in dem Entwurf 
fehlende diplomatiſche Vertretung im Auslande, da nur auf 
eine ſolche Weiſe das Anſehen Deutſchlands im Auslande 
geſtärkt und den Deutſchen daſelbſt der nothwendige Schutz 
gewährt werden kann. 

Ebenſo muß in der Hand dieſer Zentralgewalt die ein⸗ 
beitliche Leitung der Kriegsmacht Deutſchlands ruhen, wenn 
ſie in der Lage ſein ſoll, ihrem Auftreten gegen Außen den 
gehörigen Nachdruck zu geben. Die in dem Entwurf vor⸗ 

eſchlagene Zweitheilung des Heeres kann auf unſeren Beifall 
einen Anſpruch machen. 

Es bringt uns dieſer Entwurf zwar ne Gute, wie 
wir nicht in Abrede ftellen wollen, aber er bringt es, und 
darin liegt fein Fehler, als Einzelnheiten, denn es fehlt eben 
das Band, welches alle dieſe Einzelnheiten zu einem emein- 
jamen, wünſchenswerkhen Gut zuſammenfaßt, nämlich dle 
ſtrenge Durchführung des Einheitsgedankens, welche eben in 
der Herſtellung einer deutſchen Zentralgewalt mit 
deutſchem Parlament, wie das Programm des National- 
vereins ſie von Anfang an gefordert hat, beſteht. Nur 
durch Erreichung dieſes Zleles wird Deutſchland 
ſicher ſein vor der Wiederholung ſolcher Zuſtände, 


wie wir VVV'A1Ußß jetzt leider vor uns fehen. 


Von der VV 
Die gewählte 


preussische Volksvertretung 


in der Winterſeſſton 1866 
nebſt einem 
Rückblick auf die geſammtthätigkeit derſelben in der 
letz, geſchloſſenen Cegislaturperiode. 
Von Dr. Guſtav Lewinſtein. 
og. 8. Preis 4 Sgr. 

d auf welche wir in der vorigen Nummer unſere Leſer 

Wee gemacht haben als beſonders geeignet zur 
L Vertheilung in den Wahlkreisen, liefert die Verlags⸗ 

buchhandlung von Franz Duncker in Berlin gegen 

Baareinſendung von 

1 = 25 Exemplare. 


5 
Die Einfendung” ve Gelbes kann durch Poſtanwei⸗ 
ſung mit einfacher Bezugnahme auf das untenſtehende 
Datum dieſer Mittheilung erfolgen. 
Berlin, den 7. Juni 1866. 
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